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2. Aufgabenübertragung/Auslagerung 
 

2.1 Übertragung von Aufgaben 
 

Beschluss: 
 

Die Justizministerinnen und Justizminister prüfen die Möglichkeiten einer Verlagerung 

von den Gerichten zugewiesenen Aufgaben. Ziel dieser Prüfung ist die Verbesserung 

der Effizienz der Rechtspflege.  

 

Begründung:  
 

Die hohe Belastung der Justiz einerseits und die schwierige Haushaltssituation der 

Länder andererseits zwingen zu einer umfassenden Aufgabenkritik. Wenn die Justiz 

mit den zur Verfügung stehenden personellen Ressourcen handlungsfähig bleiben will, 

muss sie sich auf ihre Kernaufgaben beschränken, also auf diejenigen Tätigkeiten, 

deren Wahrnehmung durch unabhängige Gerichte für einen funktionierenden Rechts-

staat unerlässlich sind. Es ist daher zu prüfen, ob und inwieweit der ordentlichen Ge-

richtsbarkeit zugewiesene Aufgaben ausgelagert und auf andere Stellen übertragen 

werden können. 

 

a) Übertragung von Aufgaben auf Notare 

 

Als Träger eines öffentlichen Amtes kommen die Notarinnen und Notare in besonde-

rem Maße für eine Übernahme bislang gerichtlicher Aufgaben in Betracht.  

 

Im November 2003 hat die Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister die 
Bundesministerin der Justiz gebeten, gemeinsam mit den Ländern zu prüfen, welche 
Aufgaben der Zivilgerichte - insbesondere im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit - 
mit dem Ziel einer Effektivierung des Verfahrens und der Entlastung der Justiz auf No-
tare übertragen werden können. Eine Bund-Länder-Arbeitgruppe, der auch Vertreter 
der Bundesnotarkammer angehören, prüft derzeit die Übertragung von Aufgaben ins-
besondere in den Bereichen Familienrecht, Erbrecht, Registerrecht und Vollstre-
ckungsrecht. 
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Die Arbeitsgruppe wird ihren Abschlussbericht im Frühjahr 2005 vorlegen. 
 
b) Gerichtsvollzieher 
 
Die Strukturen des gegenwärtigen Gerichtsvollzieherwesens sind reformbedürftig. Seit 
Dezember 2003 wird von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Organisation des Gerichts-
vollzieherwesens/Privatisierung“ unter dem Vorsitz Niedersachsens und Mecklenburg-
Vorpommerns geprüft, welche strukturellen und organisatorischen Änderungen erfor-
derlich sind, um die Effizienz der Zwangsvollstreckung zu verbessern und den Zu-
schussbedarf in diesem Bereich zurückzuführen.  
 
Der von der Arbeitsgruppe derzeit verfolgte Ansatz ist eine mögliche „Privatisierung“ 
des Gerichtsvollzieherwesens. Dabei wird in erster Linie eine Übertragung der den 
verbeamteten Gerichtsvollziehern obliegenden Aufgaben auf beliehene Private disku-
tiert.  
 
Die Bund-Länder Arbeitsgruppe wird im Frühjahr 2005 über die Ergebnisse ihrer Prü-
fung berichten. 
 
 
c) Registerführung 
 
Es könnte eine stärkere Einbindung der Industrie- und Handelskammern in das 
gerichtliche Registerverfahren ggf. durch Schaffung einer Öffnungsklausel in Betracht 
kommen. 
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2.2 Förderung der konsensualen Streitbeilegung 
 
Beschluss: 
 
Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich für eine weitere Förderung 
der konsensualen Streitbeilegung aus. Sie beauftragen die Staatssekretärinnen und 
Staatssekretäre, geeignete Vorschläge zum weiteren Vorgehen zu unterbreiten. 
 
Begründung:  
 
Die außergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten ist weiterhin ein vorrangiges rechts-
politisches Ziel. Wegen seiner die Belastung der Gerichte mindernden und den 
Rechtsfrieden fördernden Wirkungen sind alle Möglichkeiten zur Förderung einver-
nehmlicher Konfliktlösungen auszuschöpfen. Ziel dieser Bemühungen muss es sein, 
auf eine Änderung der Streitkultur hinzuwirken. Ein Ansatzpunkt hierfür könnte die 
Entwicklung und Förderung von Schlichtungs- und gerichtlichen sowie außergerichtli-
chen Mediationsangeboten sein. Das Kostenrechtsmodernisierungsgesetz geht bereits 
in diese Richtung. Weitere Möglichkeiten sind zu prüfen. So könnte etwa ein Potential 
für vermehrte außergerichtliche Einigung auch in einer besseren vorgerichtlichen Auf-
bereitung des Prozessstoffes durch die Parteien liegen, die durch prozessuale Vor-
schriften zur Pflicht gemacht werden könnte. 
 
Weiter ist zu prüfen, welche Bereiche unserer Zivilverfahren sich anbieten, in denen 
verstärkt auf eine außergerichtliche Streitbeilegung hinzuwirken ist, z. B die Bereiche 
der zivilrechtlichen Aufarbeitung von Verkehrsunfällen oder das Mietrecht. 
 
Schließlich sollte auch angestrebt werden, eine außergerichtliche Streitbeilegung 
durch die Tarifgestaltung der Rechtsschutzversicherungen zu unterstützen, indem z. 
B. die Deckungszusage für einen Prozess oder die Höhe der Erstattung auch berück-
sichtigen, ob eine angebotene außergerichtliche Streibeilegung genutzt wurde. Auch 
die Möglichkeit einer obligatorischen Selbstbeteiligung des Versicherungsnehmers 
erscheint näherer Prüfung wert.  
 
 


